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44 Schwimmbäder sind in 
Hessen seit dem Jahr 2000 ge-
schlossen worden. Das mel-
dete die Hessenschau im Sep-
tember 2016. Betroffen sind 
hiervon hauptsächlich Hal-
lenbäder. Zahlen aus dem 
Jahr 2014 belegen, dass wei-
tere 48 Schwimmbäder von 
der Schließung bedroht sind. 
Aus diesem Grund verwundert 
es nicht, dass ein Drittel der  
Kinder in Hessen nach der 
Grundschule nicht oder nur 
unsicher schwimmen kön-
nen. Folge der Schließungen 
sind steigende Nicht-Schwim-
merzahlen und damit ein ge-

stiegenes Risiko bei Bade-​
unfällen zu ertrinken.	  

Damit hängt auch der deut-
liche Rückgang der der Zahl 
der Schwimmprüfungen zu-
sammen. Innerhalb von zwölf 
Jahren sind diese von 130.000 
pro Jahr auf nur noch rund 
76.000 zurückgegangen. Ein-
drücklich warnt daher Achim 
Wiese, DLRG-Sprecher im Sep-
tember in der Zeitschrift „jun-
ge welt“: „Wenn nicht endlich 
ein Umdenken einsetzt, müs-
sen sich die Kommunen in 
ein paar Jahren die Schuld da-
für geben lassen, dass bei ih-
nen die Kinder ertrinken.“ 

Der Landessportbund fordert 
in diesem Zusammenhang ei-
nen Schwimmbadbonus für 
Städte und Gemeinden zu 
gewähren, damit diese ih-
re Schwimmbäder erhalten. 
Zunächst klingt dieser Vor-
schlag gut. Doch bleibt dann 
die Frage, was mit den eben-
falls von Schließung bedroh-
ten Bibliotheken oder Volks-
hochschulen geschehen soll. 

Einen Bonus für die von Schlie-
ßung bedrohten Schwimm
bäder kann daher keine Lösung 
sein. Vielmehr müsste die kom-
munalfeindliche Finanzpoli-
tik der CDU-Grüne-Landes-

regierung insgesamt beendet 
werden. Was die Kommunen 
wirklich brauchen, ist eine aus-
reichende und langfristige Fi-
nanzierung aller ihrer Aufga-

ben. Bei der äußerst wichtigen 
Aufgabe der Gesundheitsvor-
sorge und Unfallverhütung 
darf die Landesregierung sie 
nicht alleine lassen.

SOS – Seepferdchen in Not  
Schwimmbadsterben in Hessen 

Nur noch ein Drittel aller Kinder kann nach dem Besuch der Grundschule sicher 
schwimmen.

Zu Beginn des Wintersemes-
ters suchen erneut tausende 
Studierende in den Universi-
tätsstädten nach einer bezahl-
baren Bleibe. Allerdings gibt es 
in Hessen gerade einmal für 
sechs Prozent der fast 250.000 
Studierenden Plätze in Studie-

rendenwohnheimen. Hessen 
ist damit seit Jahren eines der 
Schlusslichter im bundesdeut-
schen Vergleich. Der bundes-
deutsche Durchschnitt bei der 
Versorgung mit Wohnheim-
plätzen liegt bei 9,6 Prozent. 
Diese Zahlen zeigen einmal 

mehr, was in den letzten Jahren 
versäumt wurde. Es ist seit lan-
gem bekannt, dass die Studie-
rendenzahlen stark ansteigen 
werden. Und es war klar, dass 
dies den Mangel an bezahlba-
rem Wohnraum noch weiter 
verstärken wird. Die Landes-

Wohnungssituation für Studierende spitzt sich zu
Landesregierung muss deutlich mehr bezahlbaren Wohnraum schaffen  

regierungen der letzten Jahre 
haben nicht nur den sozialen 
Wohnungsbau vernachlässigt, 
sondern auch den Bau von Stu-
dierendenwohnheimen.

In Frankfurt bietet das 
Unternehmen The FIZZ im 
Stadtteil Gallus Studieren-
denwohnungen mit Mieten 
zwischen 557 und 817 Euro 
an, bei Wohnraumgrößen von 
18 bis 23 Quadratmetern. Die 
BAföG-Wohnkostenpauscha-
le liegt bei 250 Euro. Das be-
deutet, selbst die günstigste 
Wohnung in diesem Objekt 
im Stadtteil Gallus ist doppelt 
so teuer wie die Wohnkosten-
pauschale für Studierende.

Auch das Deutsche Studen-
ten​werk weist darauf hin, dass 
Studierende keine solchen  
Luxusappartements brau-
chen, sondern bezahlbaren 
Wohnraum.

Recht auf Wohnen umsetzen 

Gerade Studierende aus 
Familien mit niedrigem Ein-
kommen haben es ohnehin 
sehr schwer überhaupt an 
eine Hochschule zu kommen. 
Sie sind ganz besonders auf 
eine gute soziale Infrastruk-
tur, auf ausreichend finan-
zierte Studentenwerke, auf 
genug Wohnheimplätze und 
bezahlbares Mensaessen an-
gewiesen. 

DIE LINKE-Fraktion hat in 
den letzten Jahren immer wie-
der die Schaffung von 2.000 
neuen Studierendenwohnun-
gen pro Jahr gefordert. Ent-
sprechende Haushaltsanträge 
wurden von CDU, FDP und 
Grünen abgelehnt. Wäre diese 
Forderung umgesetzt worden, 
wäre die Situation heute an-
ders. Viele Erstsemester hät-
ten einen unbeschwerteren 
Start ins Studium.

Janine Wissler, Fraktions-
vorsitzende DIE LINKE. im 
Hessischen Landtag
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Hartz IV
„Für eine bedarfsdeckende  
sanktionsfreie Grundsicherung  
müssen Regelsätze deutlich  
erhöht werden.“   
Marjana Schott | Seite 3



Demonstration der Landesschülervertretung Hessen gegen Hausaufgaben und zusätzliche Belastungen in Wiesbaden am 7. Juli 2016
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Seit Jahren wird um das The-
ma „Ganztagsschulausbau“ im 
Hessischen Landtag heftig ge-
stritten. Und dabei muss genau 
hingehört werden. Denn die 
Oppositionsparteien LINKE 
und SPD fordern echte Ganz-
tagsschulen. Schulen also, an 
denen über den Tag hinweg 
rhythmisierter Unterricht und 
freiwillige Freizeitangebote 
in Verantwortung der Schule 
stattfinden.  

Das Zaubermittel der 
schwarzgrünen Landesregie-
rung hingegen heißt „Pakt für 
den Nachmittag“, der mit ech-

ter Ganztagsschule jedoch we-
nig zu tun hat. Unter der Be-
zeichnung wird vereinnahmt, 
was in den Städten und Ge-
meinden schon längst ange-
boten wird – das nachmittäg-
liche Betreuungsangebot für 
Grundschulkinder in Horten, 
betreuenden Grundschulen 
oder Fördervereinen. Mit einer 
ganztägig arbeitenden Schule 
hat dies nichts zu tun.

Dabei weist selbst die Ber-
telsmanns-Stiftung seit Jahren 
auf die Notwendigkeit echter 
Ganztagsschulen hin. Diese 
bauen Bildungsbarrieren ab 

und sorgen dafür, dass der Bil-
dungserfolg junger Menschen 
nicht so stark von deren sozi-
aler und finanzieller Herkunft 

abhängt. Es sind besonders 
die Grundschulen, die zu 
echten Ganztagsschulen um-
strukturiert werden müssten. 
Hier werden wichtige Voraus-
setzungen für die gesamte 
schulische Entwicklung ge-
schaffen und die Grundlagen 
gelegt. 

Doch genau hier passiert 
in Hessen seit Jahren zu we-
nig. Zum Schuljahr 2015/16 
waren es lediglich sieben 
Grundschulen in Hessen 
(und im Übrigen kein einziges 
Gymnasium), die tatsächlich 
ganztägig arbeiteten. Damit 
ist Hessen im Vergleich zu an-
deren Bundesländern wieder 
einmal Schlusslicht. 

Es ist eine Ironie, dass CDU 
und Grüne besonders im Bil-
dungsbereich die Wahlfreiheit 
der Eltern für ihre Kinder beto-
nen. Dabei bleibt Kultusminis-
ter Alexander Lorz (CDU) die 
Antwort schuldig, was es mit 
Wahlfreiheit zu tun hat, wenn 
für 99 Prozent der hessischen 
Eltern nur die Wahl besteht 
umzuziehen, wollen sie ihr 
Kind in einer echten Ganz-
tagsschule wissen.

Ganztagsschulen sind in Hessen Mangelware
Der Pakt für den Nachmittag ist und bleibt eine Mogelpackung

Am 28. Januar 1972 erließen die Ministerpräsidenten der Bundeslän-
der unter dem Vorsitz des damaligen Bundeskanzlers Willy Brandt den 
sogenannten Radikalenerlass. Mehr als 3,5 Millionen Anfragen auf po-
litische Überprüfungen durch den Verfassungsschutz wurden gestellt.  
Zahllose Menschen erhielten Berufsverbote oder wurden aus dem  
Öffentlichen Dienst entfernt. Willy Brandt bezeichnete Jahre später den 
Radikalenerlass als „Irrtum“. Die Opfer sind bis heute nur zum Teil re-
habilitiert, Entschädigungen gab es nicht. Ein Bündnis aus GEW, IGM, 
ver.di und VVN-BdA zeigt u.a. eine Ausstellung im Frankfurter Gewerk-
schaftshaus. Sie zeigt die Geschichte der Berufsverbote in Deutsch-
land vom 19. Jahrhundert bis in die Gegenwart. 

Berufsverbote – die Opfer müssen
rehabilitiert und entschädigt werden

Schule für 
Flüchtlingskinder
Rund 1.000 Flüchtlingskinder 
im Alter zwischen sechs und 
sechzehn Jahren haben in hes-
sischen Erstaufnahmeeinrich-
tungen keinen Schulunterricht – 
und das oft bis zu einem halben 
Jahr. Die Bildungsgewerkschaft 
GEW wertet diese Umstände als 
einen Skandal. Sie fordert, dass 
auch Flüchtlingskinder von An-
fang an eine Schule besuchen 
dürfen. Dazu müssen die Kin-
der zur Schule gefahren wer-
den und es muss ausreichend 
Lehrkräfte geben. Barbara Cár-
denas von der LINKE-Frakti-
on: „Es geht zu viel Zeit verlo-
ren, wenn die Kinder erst nach 
der Zuweisung in die Kommu-
nen in die Schule kommen. In 
Berlin und dem Saarland funk-
tioniert das bereits besser.“

Kassel-Calden 
im Dauerschlaf
Linienflüge gab es nie. Nun ha-
ben auch die Ferienflieger den 
Betrieb von Kassel-Calden aus 
eingestellt. Für Sommer 2017 
gibt es bislang keine Airline und 
keinen Urlaubsanbieter, die Flü-
ge von Calden anbieten wollen. 
Obwohl das Land die Baukosten 
für den Regionalflughafen Kas-
sel-Calden (280 Mio. €) voll-
ständig aus Steuergeldern be-
zahlt hat, können die jährlichen 
Betriebskosten von 13,6 Mio. € 
nicht erwirtschaftet werden. Im 
Jahr 2015 machte der Flughafen 
6 Mio. € Verlust. Den müssen 
sich das Land Hessen, die Stadt 
Kassel und die Gemeinde Cal-
den teilen. DIE LINKE fordert 
„die Reißleine zu ziehen“ und 
den Flughafen zum Verkehrs-
landeplatz zurückzustufen.

Barbara Cárdenas (l.) hat aus 
persönlichen Gründen ihr Man-
dat im Hessischen Landtag zum 
1. November niedergelegt. Seit 
dem Einzug der LINKEN in den 
Landtag 2008 hat sie linke Po-
sitionen in der Bildungs- und 
Migrationspolitik sowie in den 
Bereichen Petitionen und Tier-
schutz vertreten.
Gabi Faulhaber (r.) rückt an Stel-
le von Barbara Cárdenas in den 
Hessischen Landtag nach. Gabi 
Faulhaber ist Mitglied im Lan-
desvorstand der LINKEN. Hes-
sen, Kreisvorsitzende und Kreis-
tagsabgeordnete in der Wetterau 
und war viele Jahre stellvertre-
tende Landesvorsitzende.

Jahrelang wurde behauptet, 
ohne den Ausbau sei der 
Frankfurter Flughafen nicht 
mehr konkurrenzfähig. Dabei 
bleibt die Zahl der Flüge von 
und nach Rhein-Main hinter 
den vorhergesagten Zahlen 
zurück. Nun setzt Fraport-Chef 
Schulte auf Billigfluglinien, 
um die zu großen Kapazitäten 
zu füllen. Dazu Janine Wiss-
ler, Fraktionsvorsitzende der 
LINKEN im Hessischen Land-
tag: „Mehr Lärm, mehr Fein-

Flüge auf die Züge

Hessens grüner Verkehrsmi-
nister Tarek Al-Wazir hat die 
nächste Beruhigungspille für 
fluglärmgeplagte Menschen 
vorgestellt: Die sogenannte 
„Lärmobergrenze“. Was erst 
mal gut klingt, entpuppt sich 
als Mogelpackung und Ge-
schenk für die Luftfahrtindu-
strie. Denn die Grenze soll noch 
oberhalb der heutigen Werte 
liegen, es dürfte also noch lau-
ter werden. Außerdem ist kei-
ne Dynamisierung vorgese-
hen (jährliche Absenkung des 
Grenzwertes). Wenn die einzel-
nen Flugzeuge zukünftig leiser 
würden, könnten sogar immer 
mehr Flugzeuge starten. Der 

technische Fortschritt leiserer 
Maschinen käme den Konzer-
nen und nicht den Menschen 
in der Region zugute. 

Nach dem Bau der Nord-
westlandebahn und dem Spa-
tenstich für das Terminal 3 
werden die Kapazitäten am 
Flughafen immer weiter er-
höht. Damit sich das lohnt, sol-
len jetzt auch noch Billigflieger 
angelockt werden. 

DIE LINKE: „Die Grenze der 
Belastbarkeit ist längst über-
schritten. Notwendig sind ei-
ne Begrenzung der Flugbewe-
gungen auf 380.000 im Jahr und 
ein echtes, achtstündiges Nacht-
flugverbot von 22 bis 6 Uhr.“

Lärmobergrenzen 
Nächstes Placebo gegen Fluglärm

staub und mehr klimaschäd-
liche Abgase durch Billigflieger 
sind der falsche Weg. Für den 
hessischen Verkehrsminister 
Tarek Al-Wazir (Grüne) bietet 
sich zum wiederholten Mal die 
Chance, wirklich etwas für den 
Gesundheits- und Klimaschutz 
zu tun. Statt mehr Billigflüge 
am Frankfurter Flughafen zu 
unterstützen, muss Al-Wazir 
für die Verlagerung von Kurz-
streckenflügen auf die Schie-
nen sorgen.“ 
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Anteil von Ganztagsschulen der 
1.175 hessischen Grundschulen
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1.165

Grundschulen ohne Ganztagsbetreuung 
Ganztags-Grundschulen

Mandatswechsel



Priska Hinz ignoriert Gesetzgebung
Rückstandshalden von K+S verseuchen Grundwasser

Regelsätze für Hartz IV viel zu niedrig angesetzt
Bedarfsdeckende sanktionsfreie Grundsicherung statt Hartz IV – als erstes müssen 2017 die Regelsätze deutlich erhöht werden
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Eine psychische Erkrankung 
ist für jeden Menschen und 
das dazu gehörige soziale Um-
feld eine große Belastung. Ob 
Depression oder wahnhafte 
Erkrankung – immer noch exi-
stieren Vorurteile. 
Dabei handelt es sich um Er-
krankungen, die einer rich-
tigen und schnellen Diagnose 
und einer guten Behandlung 
bedürfen. Wie bei anderen 
Krankheiten soll die Behand-
lung möglichst schonend, mit 
so wenigen Medikamenten 
und mit so viel Teilhabe wie 
möglich am normalen Leben 
einhergehen. 

Orientierung auf moderne 
Psychiatrie von Nöten  

Hilft uns dabei das neue 
Psychisch-Kranken-Hilfe-Ge-
setz der Landesregierung? 
DIE LINKE sagt: nur bedingt. 
Es wird Zeit, dass das alte Ge-
setz wegkommt, das von 1952 
stammt. Es fehlt aber die kla-
re Bestimmung, wie man an 
die ambulanten Hilfen kom-
men kann. Es fehlt eine gute 
Ausstattung der Gesundheits-

ämter, die eine gute Infrastruk-
tur vor Ort entwickeln sollen. 
Es fehlt eine Orientierung auf 
eine moderne Psychiatrie, in 
der auch die Klinik eher ambu-
lant als stationär tätig ist und 
die Selbstheilungskräfte der 
Patientinnen und Patienten 
fördert. Das Gesetz sieht zu 
viele Zwangshandlungen ge-
gen kranke Menschen vor.

Gesetz soll 2017 in Kraft 
treten  

Hier sind Medizin und die 
Pflege gefordert, alles dafür 
zu tun, um Eingriffe gegen das 
Selbstbestimmungsrecht zu 
vermeiden. Es gibt einige Kli-
niken in Deutschland und an-
deren Ländern, die hier gu-
te Erfahrungen machen. Die 
hessische Landesregierung 
sollte sich dem öffnen und di-
ese zum Standard machen. 

Das Gesetz ist in der Be-
ratung, Anfang 2017 findet 
im Ausschuss die Anhörung 
statt, die Verabschiedung 
kurz darauf. Jetzt gibt es 
noch Möglichkeiten Einfluss 
zu nehmen. 

Weniger Zwang – 
mehr Selbstbestimmung

DIE LINKE hat beantragt, dass die 
Landesregierung im Bundesrat ge-
gen die beschlossenen Änderun-
gen bei Hartz IV stimmt – beson-
ders gegen die neuen Regelsätze. 
Worum geht es dabei eigentlich 
genau?
Die Bundesregierung hat jetzt 
die Regelsätze für Hartz IV-Be-
zieher neu berechnet. Dabei 
wurden unsachgemäße Ab-
schläge von ca. 140 Euro pro 
Monat vorgenommen. Ein 
Viertel der tatsächlichen Aus-
gaben der Menschen, die als 
Beispiel für die Berechnung 
gelten, wurden als „nicht re-
gelsatzrelevant“ eingestuft 
und einfach nicht berücksich-

tigt. Der Strom wurde zu ge-
ring berechnet und der Ansatz 
für Mobilität ermöglicht nur 
sechs Mal im Monat mit dem 
Bus zu fahren.

Besonders die Kinderar-
mut nimmt zu. Die Regelsät-
ze für Kinder unter sechs Jah-
ren sollen gar nicht erhöht 
werden. Dies führt beispiels-
weise dazu, dass der Bedarf an 
Bildung für Kinder in diesem 
Alter auf 0,68 Euro festgelegt 
wurde und für Hygienearti-
kel wie Windeln gerade einmal 
3,87 Euro pro Monat angesetzt 
werden. Dafür kann nicht ein-
mal eine halbe Packung ge-
kauft werden. 

Aber nur die Neuregelung ableh-
nen reicht ja auch nicht, oder? 
Hartz IV bleibt ja weiterhin Armut 
per Gesetz.
Genau! Deshalb fordern wir 
eine hessische Initiative im 
Bundesrat, eine bedarfs-
deckende Grundsicherung 
einzuführen und Hartz IV 
abzuschaffen. Die Landesre-
gierung soll außerdem ver-
anlassen, dass von allen Trä-
gern der SGB-II-Leistungen 
die Kosten für Unterkunft in 
Hessen vollständig übernom-
men werden. 

Unabhängige Erwerbslo-
seninitiativen sollen dabei un-

terstützt werden, Menschen 
im Grundsicherungsbezug zu  
beraten.

Der gesellschaftliche Zu-
sammenhalt ist in Gefahr, weil 

Menschen mit den Hartz-Ge-
setzen unter Druck gesetzt wer-
den, auch noch schlechteste 
Arbeitsbedingungen zu akzep-
tieren. DIE LINKE setzt sich für 

eine Grundsicherung ein, die 
eine würdevolle Existenz und 
eine Teilhabe am gesellschaft-
lichen und kulturellen Leben 
gewährleistet.

Marjana Schott, sozialpolitische
Sprecherin DIE LINKE.
im Hessischen Landtag

Im Sommer wurde durch das 
Eingreifen thüringischer Be-
hörden öffentlich, dass es im 
Untergrund der K+S Halde in 
Hattorf (Philippsthal) zu einer 
Verseuchung des Grundwas-
sers durch Salz und Schwer-
metalle gekommen ist. Zum 
Schutz der Bevölkerung hat 
das Thüringer Landesverwal-
tungsamt die Nutzung der be-
troffenen Gewässer verboten.

Verseuchungen seit 2011 
bekannt 

Nach eigener Darstellung sei 
der Konzernleitung von K+S 
die Grundwasserverseuchung 
schon seit 2011 bekannt und 
sie habe diese auch den hes-
sischen Behörden gemeldet. 
Die Hessische Umweltministe-
rin Priska Hinz will davon aber 
erst im Sommer diesen Jahres 
erfahren haben. 

Geradezu abenteuerlich ist 
die Argumentation der grü-
nen Umweltministerin, dass 
von dem schwermetallbe
lasteten Grundwasser keine 
Gefahr ausginge, weil es nicht 
als Trinkwasser genutzt werde. 

Das Wasserhaushaltsgesetz re-
gelt ganz klar, dass das Grund-
wasser – nicht nur Trinkwas-
ser – allerhöchstem Schutz 
bedarf. Abfälle müssen so ge-
lagert werden, dass von ih-
nen keine Gefahr ausgehen 

kann. Auch wegen der Versal-
zung des Grundwassers fordert 
die LINKE seit Jahren, dass al-
le Halden spätestens bis zum 
Ende der Kaliproduktion wie-
der unter Tage verbracht wer-
den müssen.
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Reform der Erbschaftsteuer
Fortsetzung der Subventionierung des Großkapitals

Am 17. September 2016 demons-
trierten in Frankfurt und sechs 
weiteren Städten hunderttausen-
de Menschen gegen die Freihan-
delsabkommen TTIP und CETA.	
Beide Abkommen setzen den 
‚Wert‘ des Freihandels über öko-
logische und soziale Regeln. Sie 
gefährden durch die geplanten 
Sonderklagerechte für Investo-
ren die Demokratie und sind ein 
Angriff auf Umwelt, kommunale 
Daseinsvorsorge, den Sozialstaat 
und den Verbraucherschutz.

Der NSU-Untersuchungsaus-
schuss des Hessischen Land-
tags bemüht sich seit zwei Jah-
ren um Aufklärung in Sachen 
Nationalsozialistischer Unter-
grund (NSU). Was dabei zu Ta-
ge tritt, lässt einem die Haare 
zu Berge stehen: Da sprach 
der ehemalige Direktor des 
Landesamtes, Herr Irrgang, 
von den „Konkurrenzunter-
nehmen“ Verfassungsschutz 
und Polizei. Ein anderer  
alter „Schlapphut“ bezeich-
nete die NPD als „konserva-
tiv“. Ein Dritter verteidigte 
die Unterstützung des Verfas-
sungsschutzes für seinen un-
ter Mordverdacht geratenen 
Mitarbeiter Andreas Temme 
damit, sein „Bauchgefühl“ ha-
be ihm gesagt, der Mann sei 
unschuldig. Auch die stän-
dige Vertreterin des Vizeprä-
sidenten des Bundesamtes, 
bezeichnete den hessischen 

Geheimdienst als „verkrustet“, 
freundlich ausgedrückt.

Jüngst fanden wir im Aus-
schuss heraus, dass das Lan-
desamt beabsichtigt hatte, An-
dreas Temme wieder in den 
Dienst zu nehmen und ihm 
somit auch den Umgang mit 
hochsensiblen Daten zu ge-

statten – noch während die 
Polizei gegen den Mann wegen 
Mordverdachts ermittelte.

Allein der Umstand, dass die 
Presse Wind von dem Verdacht 
gegen Temme bekam, verhin-
derte diesen ungeheuerlichen 
Vorgang. Der Schutz der Spit-
zel und der Behörde scheint 

Hermann Schaus, innenpolitischer
Sprecher DIE LINKE.
im Hessischen Landtag

Warum hat die große Koalition 
überhaupt eine Reform der Erb-
schaftsteuer angestoßen?
Das Bundesverfassungsgericht 
hatte festgestellt, dass die Ver-
schonung von Betriebsvermö-
gen bei der Erbschaftsteuer zu 
weit ging und verfassungswid-
rig war. Einer der Verfassungs-
richter sprach in der mündli-

chen Verhandlung sogar von 
einer „Subventionierung des 
Großkapitals“.

Nachdem sich CDU/CSU und SPD 
im Bund geeinigt haben und der 
Bundesrat zugestimmt hat, ist das 
neue Gesetz doch sicher ein guter 
Kompromiss?
Ganz und gar nicht! Die SPD 
hat sich von CDU und CSU im 
Bund vorführen lassen und die 
Grünen haben im Bundesrat 
zugestimmt. Und das, obwohl 
allen Experten klar war, dass 
auch die neue Regelung ver-
fassungswidrig ist. 

Aber ist es nicht richtig, dass  
Union, SPD und Grüne kleine  
Betriebe bei der Erbschaftsteuer 
besonders schonen?
Auch wenn sich die große Ko-
alition sehr bemüht hat diesen 
Eindruck zu erwecken – dar-
um ging es bei der Reform gar 
nicht. CDU/CSU und SPD ha-
ben beschlossen, vor allem gro-
ße Unternehmenserbschaften 

auch weiterhin fast vollstän-
dig von der Erbschaftsteuer zu 
befreien. Der Skandal ist, dass 
diese Milliardenerbschaften 
viel geringer besteuert werden, 
als wesentlich kleinere private 
Erbschaften. 

Was bedeutet denn die Erbschaft-
steuerreform für Hessen?
Zunächst einmal wurde ei-
ne Chance verpasst, endlich 
große Erbschaften angemes-
sen zur Finanzierung des Ge-
meinwesens heranzuziehen.  
Statt der Fortsetzung der Sub-
ventionierung des Großkapi-
tals brauchen wir eine Erb-
schaftsteuer, die wieder zu 
Umverteilung beiträgt – allein 
für Hessen könnte das Mehr-
einnahmen von etwa 160 Mil-
lionen Euro im Jahr bedeuten. 
Geld, das wir dringend brau-
chen, um in Bildung und Infra-
struktur zu investieren und vor 
allem: um mehr Geld für sozia-
le Gerechtigkeit zur Verfügung 
zu stellen. 

Willi van Ooyen, finanzpolitischer
Sprecher DIE LINKE.
im Hessischen Landtag

Die Hessische Verfassung ist 
1946 in Kraft getreten und 
seitdem weitgehend unverän-
dert. Das Besondere an ihr ist 
die einmalige historische Ver-
bindung von demokratischem 
Sozialismus und christlicher 
Soziallehre. Aus linker Sicht 
sollte die Verantwortung des 
Staates für den Ausgleich so-
zialer Gegensätze und die Er-
reichung der tatsächlichen 
sozialen Gleichberechtigung 
festgeschrieben werden. Di-
es kann der Staat aktiv durch 
die Beseitigung von sozialen 
Nachteilen erreichen.

Nie wieder Krieg und 
faschismus 

Die Verfassung ist in vie-
len Bereichen von der histo-
rischen Erkenntnis geprägt, 
dass es nie wieder Krieg geben 
dürfe. Auch, dass Krieg und Fa-
schismus etwas mit wirtschaft-
licher Macht und einer kapita-
listischen Wirtschaftsordnung 
zu tun haben, ist ein Grund-
satz, den es zu erhalten gilt.

Das in der Verfassung ent-
haltene Verbot des Miss-
brauchs wirtschaftlicher Frei-
heit zu politischer Macht, die 
Bestimmung, die Wirtschaft 
müsse dem Wohle des ganzen 
Volkes und der Befriedigung 
seines Bedarfs dienen sowie 
die gleichberechtigte Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer 
und die antifaschistischen 
Grundkategorien dürfen nicht 
verwässert oder aus der Verfas-
sung gestrichen werden. Nach 
Auffassung der LINKE-Frak- 
tion müssen insbesondere die 

antikapitalistischen und den 
Krieg ächtenden Passagen der 
Verfassung erhalten werden. 

Es geht um die wichtigsten 
Grundvoraussetzungen eines 
sozial gerechten Lebens für al-
le Menschen. Es geht um Woh-
nen, Bildung, Arbeit, Gesund-
heit und soziale Sicherheit, das 
Streikrecht und die Rechte der 
Kinder.  Ebenso muss ein der 
Genfer Flüchtlingskonventi-
on entsprechender Standard 
beim Grundrecht auf Asyl for-
muliert werden. Und wir brau-
chen Diskriminierungsverbote 
wegen der sexuellen Orientie-
rung, genetischer Dispositi-
onen oder des Alters. 

Sozialstaat verteidigen
Ursachen für Benachteiligung abbauen

Ulrich Wilken, rechtspolitischer
Sprecher DIE LINKE.
im Hessischen Landtag
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Neues von der „Gurkentruppe”
das höchste Rechtsgut für den 
Dienst zu sein. Parlamenta-
rische Kontrolle wird als akute 
Gefahr betrachtet. Ausgerech-
net diese Behörde erhält jedes 
Jahr mehr Gelder und Personal 
von der schwarzgrünen Lan-
desregierung, während über-
all sonst gespart wird. 

Da war es schon sehr erfri-
schend, als ein Beamter des 
Landespolizeipräsidiums – ge-
fragt nach seiner Einschätzung 
des Amtes – die Geheimdienst-
ler schlichtweg als „Gurken-
truppe“ bezeichnet hatte. 

4 H e s s e n  |  W I N T E R  2 016Links.

Ko
lla

ge
 S

. S
ch

ol
l  |

 Q
ue

lle
n:

 A
. K

al
m

ba
ch

,  P
ub

lic
Do

m
ai

nP
ic

tu
re

s

Weiterer 
„Leuchtturm” 
bröckelt
Der Landesrechnungshof hat 
bereits im Sommer den Fort-
bestand des House of Logis-
tics and Mobility (Holm) am 
Frankfurter Flughafen in Fra-
ge gestellt. Laut Rechnungshof 
musste das Land Hessen von 
2010 bis 2014 8,3 Mio. € Fehl-
beträge des Holm ausgleichen.  
Der Mietvertrag mit dem priva-
ten Investor des Gebäudes läuft 
über 30 Jahre. Da sich nicht ge-
nügend Mieter finden, ist mit 
einem Verlust von 15 Mio. € zu 
rechnen. Das Haus ist eines der 
„Leuchtturmprojekte“ des frü-
heren hessischen Ministerprä-
sidenten Roland Koch (CDU). 
Ziel sollte es sein, ein interdis-
ziplinäres Entwicklungs- und 
Forschungszentrum für Logis-
tik und Mobilität zu schaffen.


